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Durchführungsvertrag nach § 12 BauGB zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 3.17 

„Dörfelsweg/Reiskirchener Straße“ (Gemeinde Buseck) 

 

 

zwischen 

 

der Gemeinde Buseck, vertreten durch den Gemeindevorstand, dieser vertreten durch den 

Bürgermeister Michael Ranft und den Ersten Beigeordneten Alexander Zippel, dienstansässig: Ernst-

Ludwig-Straße 15, 35418 Buseck 

- nachfolgend „Gemeinde“ genannt – 

 

 

und 

 

Wengerter Massivhaus GmbH (HRB 12013 Aschaffenburg), vertreten durch den 

alleinvertretungsberechtigten Geschäftsführer Dr.-Ing. Heinrich Wengerter, geschäftsansässig: 

Röllbacher Str. 16, 63911 Klingenberg   

- nachfolgend „Vorhabenträger“ genannt  

 

über die Bebauung / Durchführung und Erschließung des Baugebiets „Dörfelsweg/ Reiskirchener 

Straße“ in Buseck.  

 

 

 

 

Präambel 

Der Vorhabenträger beabsichtigt, im Vorhabengebiet (Anlage 1) Wohnhäuser zu errichten. Dazu hat 

er einen mit der Gemeinde abgestimmten Vorhaben- und Erschließungsplan erarbeitet (Anlage 2). 

Die Erschließung führt der Vorhabenträger zur Baureifmachung der Grundstücke durch. Sämtliche 

Erschließungsanlagen innerhalb des Vertragsgebietes sollen im Privateigentum verbleiben, d.h. es 

erfolgt keine Übernahme der Erschließungsanlagen innerhalb des Gebietes durch die Gemeinde 

Betrieb, Unterhaltung und Verkehrssicherungspflicht verbleiben beim Vorhabenträger. Das Gebiet 

insgesamt wird jedoch an die öffentliche Erschließung entsprechend den Regelungen dieses Vertrags 

angeschlossen.  

Die Gemeinde hat am 17.12.2019 beschlossen, für das Vertragsgebiet den vorhabenbezogenen 

Bebauungsplan Nr. 3.17 „Dörfelsweg/Reiskirchener Straße“ nach § 12 BauGB aufzustellen. Damit soll 

ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt werden. Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird die 
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Gemeinde den mit ihr abgestimmten Vorhaben- und Erschließungsplan des Vorhabenträgers 

zugrunde legen.  

Der Vorhabenträger verpflichtet sich, mit diesem Vertrag die im Vorhaben- und Erschließungsplan 

aufgeführten Erschließungsmaßnahmen und Vorhaben durchzuführen.  

 

§ 1 Gegenstand des Vertrages  

(1) Der Vorhabenträger ist Eigentümer des Grundstücks Flur 16, Flur St. 37/1 in der Gemarkung 

Beuern im Vertragsgebiet.  

(2) Das Vertragsgebiet im Sinne dieses Vertrages umfasst die in Abs. (1) aufgeführten Grundstücke. 

Sie sind in dem als Anlage 1 beigefügten Lageplan gekennzeichnet.  

(3) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, das Vorhaben und die Erschließungsanlagen im 

Vertragsgebiet nach Maßgabe dieses Vertrages auf eigene Kosten und zu den vereinbarten Terminen 

herzustellen.  

 

§ 2 Bestandteile des Vertrags  

Wesentliche Bestandteile des Vertrags sind:  

a) Vorhabengebiet mit den Grenzen des Vertragsgebiets (Anlage 1),  

b) Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 2),  

c) der Plan mit den bauplanerischen Festsetzungen und sonstigen Festlegungen (Anlage 3),  

d) Straßen- und Wegeplan sowie Regelquerschnitte der Straßen (Anlage 4),  

e) die mit den Ver- und Entsorgungsträgern bereits vorabgestimmten Regelquerschnitte, Diagramme 

und Pläne des Wasser- und Abwassersystems (Anlage 5) sowie des Elektrizitätsversorgungssystems 

(Anlage 6),  

f) der Bauablaufplan (Anlage 7). 

 

§ 3 Durchführung des Vorhabens  

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, das Vorhaben nach Maßgabe dieses Vertrages und der 

dazugehörenden Anlagen auf eigene Kosten durchzuführen. Die Durchführung umfasst die Planung 

und Herstellung des Vorhabens entsprechend dem Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 2).  

(2) Der Vorhabenträger reicht den vollständigen und genehmigungsfähigen Bauantrag für insgesamt 

17 Wohneinheiten   6 freistehende Einfamilienhäuser, 8 Doppelhaushälften, 3 Reihenhäuser, 1 

Technikzentrale spätestens 12 Wochen nach Bekanntmachung des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplans bei der zuständigen Behörde ein.  

(3) Nach dem die Baugenehmigung bestandskräftig geworden ist, wird der Vorhabenträger mit dem 

Bau der Erschließung innerhalb von 4 Monaten beginnen.  
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(4) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, das gesamte Vorhaben spätestens 36 Monate nach Eintritt 

der Bestandskraft der Baugenehmigung fertigzustellen. Das Vorhaben ist in diesem Sinne 

fertiggestellt, wenn die Wohngebäude bezugsfertig sind.  

(5) Die Gemeinde kann die in Abs. 4 vereinbarte Frist zur Fertigstellung verlängern, wenn der 

Vorhabenträger aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen an ihrer Einhaltung verhindert ist. Nicht 

zu vertreten hat der Vorhabenträger insbesondere die Insolvenz des Bauunternehmers, 

Kriegsereignisse im Inland, unvorhersehbare schlechte Witterungsverhältnisse sowie ihm bisher 

unbekannte Altlasten oder Denkmäler, die den Bau behindern. Nicht zu vertreten hat der 

Vorhabenträger insbesondere auch die Verzögerung von öffentlich-rechtlichen 

Genehmigungsverfahren, obwohl er der jeweils zuständigen Behörde alle erforderlichen 

Genehmigungsunterlagen rechtzeitig und vertragsgemäß zur Verfügung gestellt hat.  

(6) Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass die Gemeinde den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

aufheben kann, wenn der Vorhaben- und Erschließungsplan nicht innerhalb der in Abs. 4 

vereinbarten oder innerhalb der nach Abs. 5 verlängerten Fristen durchgeführt wird. Der 

Vorhabenträger kann in diesem Fall keine Ansprüche auf Grund der Aufhebung gegen die Gemeinde 

geltend machen (vgl. § 12 Abs. 6 BauGB). 

(7) Dem Vorhabenträger ist bekannt, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan eine aufschiebend 

bedingte Festsetzung (Artenschutz) bezüglich der festgesetzten Baufläche B beinhaltet. Sämtliche 

Fristen beziehen sich jedoch auf das gesamte Vorhaben, d.h. die baulichen Umsetzungen innerhalb 

der Baufläche A und der Baufläche B sind innerhalb der in diesem Vertrag festgelegten 

Durchführungsfristen umzusetzen.   

 

§ 4 Kostentragung 

(1) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes geregelt ist, trägt der Vorhabenträger die Kosten dieses 

Vertrages und seiner Durchführung; insbesondere auch sämtliche Kosten im Zusammenhang mit 

dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan und der dafür erforderlichen Planungsleistungen und 

Gutachten sowie die Kosten der Erschließung. Der Vorhabenträger hat auch die Kosten für ein 

fachlich qualifiziertes Gutachten hinsichtlich der Altlastensituation des Vorhabengebietes und für 

etwaig daraus resultierende Maßnahmen zur Altlastenbeseitigung etc. zu tragen.  Eine 

Kostenbeteiligung der Gemeinde erfolgt in keinem Fall.  

(2) Zu den Kosten der Gemeinde, die vom Vorhabenträger zu übernehmen sind, gehören auch die 

Kosten für von der Gemeinde im Zusammenhang mit diesem Durchführungsvertrag und der 

Bauleitplanung beauftragte rechtsanwaltliche Leistungen mit einem Stundensatz von maximal Euro 

250,- zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Hinsichtlich zukünftiger, nach Inkrafttreten des 

Bebauungsplans eventuell notwendiger anwaltlicher Beratung und Vertretung (bspw. in 

Widerspruchs-, Klage-, Normenkontrollverfahren) wird sich der Vorhabenträger an den tatsächlich 

entstehenden Kosten unter Zugrundelegung eines maximalen anwaltlichen Stundensatzes i. H. v. 

Euro 250,- zzgl. der gesetzlichen Umsatzsteuer beteiligen.  

(3) Der Vorhabenträger übernimmt darüber hinaus die Kosten und Gebühren (Notar, Grundbuchamt 

etc.) im Zusammenhang mit diesem Vertrag. 

(4) Der Vorhabenträger hat der Gemeinde die ihr nach diesem Vertrag entstandenen Kosten binnen 

eines Monats nach entsprechender Rechnungslegung zu erstatten. 
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§ 5 Erschließungsmaßnahmen und –anlagen, Stellplätze, Beleuchtung und Beschilderung   

(1) Art, Umfang und Ausführung der Erschließungsanlagen richten sich nach den Plänen gem. § 2 und 

den sonstigen Bestimmungen des Vertrages.  

(2) Die vom Vorhabenträger durchzuführende Erschließung nach diesem Vertrag umfasst den 

Anschluss der privaten Ver- und Entsorgungsanlagen an das öffentliche Ver- und Entsorgungsnetz. 

Sowie die Versorgung mit Strom und Telekomunikation/Medien und die Anschlüsse der privaten 

Erschließungsstraßen an das öffentliche Straßennetz (inkl. Gehwegabsenkungen etc.). Die 

Gemeindewerke Buseck verlegen unter Kostentragung des Vorhabenträgers Wasserver- und 

Abwasserentsorgungsleitungen bis zu 5 Meter auf das Baugrundstück. Erforderliche 

Übergabeschächte sind vom Vorhabenträger zu errichten. Weiteres regelt § 8 Abs. 2 i.V.m. den 

Anlagen zu diesem Vertrag. 

(3) Der Vorhabenträger ist verpflichtet die Stellplätze entsprechend dem Vorhaben- und 

Erschließungsplan im Vorhabengebiet herzustellen. Über den dort festgelegten Stellplatzschlüssel 

von 2 Stellplätzen je Wohneinheit hinaus, sind insgesamt sieben weitere öffentlich zugängliche 

Stellplätze im Vorhabengebiet für Besucher entsprechend dem Vorhaben- und Erschließungsplan 

einzurichten. Je Wohneinheit wird einer der Wohneinheit zugeordneten Stellplätze mit einer 

Vorrichtung für den Anschluss einer Elektroladestation errichtet.  

(4) Die Planung für die Straßen- und Wegebeleuchtung und die Beschilderung der Verkehrswege im 

Vorhabengebiet, ist der Gemeinde vom Vorhabenträger vor Baubeginn zur Genehmigung vorzulegen. 

Die Kosten trägt der Vorhabenträger; die Straßen- und Wegebeleuchtung sowie die Beschilderung im 

Vorhabengebiet verbleiben im Privateigentum. Der Vorhabenträger hat dementsprechend die 

dauerhafte Unterhaltung und ggfs. Erneuerung zu sichern und dies seinen Rechtsnachfolgern bzw. 

zukünftigen Grundstückseigentümern aufzuerlegen.    

(5) Die Ortseingangstafel (auf Flurstück 31, Flur 16 und Flurstück 603/1, Flur 1) wird durch die 

Gemeindewerke Buseck abgebaut und weiter südlich am Ortseingang wieder aufgebaut. Die 

erforderlichen Arbeiten sind aufgrund der Stellungnahme Hessen Mobil im Zusammenhang mit der 

vertragsgegenständlichen Bauleitplanung notwendig, um den einsehbaren Bereich zu vergrößern. 

Die Kosten für die Maßnahme in Höhe von 800,- EUR hat der Vorhabenträger zu tragen. 

(6) Der Vorhabenträger ist berechtigt, die Erschließungsarbeiten an Dritte zu vergeben. Die 

Gemeinde ist darüber in Kenntnis zu setzen. Bei der Ausführung der Bauarbeiten hat der 

Vorhabenträger dafür zu sorgen, dass die anerkannten Regeln der Technik und die DIN-Vorschriften 

sowie die sonstigen maßgebenden technischen Regeln beachtet werden.  

(7) Der Vorhabenträger hat Baugenehmigungen sowie sonstige notwendige Genehmigungen sowie 

Zustimmungen, insbesondere der öffentlichen Versorgungsträger, vor Baubeginn einzuholen und der 

Gemeinde vorzulegen. Hinsichtlich der erforderlichen Straßenanschlüsse (insbesondere an die 

Reiskirchener Straße) bzw. der verkehrlichen Erschließung hat vor Baubeginn eine Abstimmung über 

die Maßnahmen mit HessenMobil und der Gemeinde zu erfolgen.   

(8) Nach Eintritt der Bestandskraft der erforderlichen Genehmigungen bzw. der Erteilung von 

Zustimmungen zeigt der Vorhabenträger der Gemeinde unverzüglich den beabsichtigten Termin des 

Baubeginns an.  

(9) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die Erschließungsanlagen bis zu den im Bauablaufplan 

(Anlage 7) festgelegten Zeitpunkten fertigzustellen. Geschieht dies nicht, muss die Gemeinde dem 

Vorhabenträger eine angemessene Frist zur Fertigstellung setzen. Die Gemeinde darf bei 

ergebnislosem Ablauf der Frist die Arbeiten auf Kosten des Vorhabenträgers selbst oder durch Dritte 
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ausführen lassen. Der Vorhabenträger ist zur Duldung dieser Arbeiten verpflichtet. Die sich aus dem 

Bauablaufplan ergebenden Fristen zur Fertigstellung der Erschließungsanlage sind von den 

Vertragsparteien zu verlängern, wenn der Vorhabenträger aus von ihm nicht zu vertretenden 

Gründen an ihrer Einhaltung verhindert ist. Nicht zu vertreten hat der Vorhabenträger insbesondere 

die Insolvenz mit der Durchführung von Erschließungsmaßnahmen beauftragter Dritter, 

unvorhersehbare schlechte Witterungsverhältnisse sowie ihm bisher unbekannte Altlasten oder die 

Entdeckung von Denkmälern, die den Bau behindern. Nicht zu vertreten hat der Vorhabenträger 

insbesondere auch die Verzögerung von öffentlich-rechtlichen Genehmigungsverfahren, obwohl er 

der jeweils zuständigen Behörde alle erforderlichen Unterlagen in vertragsgemäßer Weise zur 

Verfügung gestellt hat.  

(10) Die Gemeinde oder ein von ihr beauftragter Dritter ist berechtigt, die Baustelle ohne vorherige 

Ankündigung zu betreten und zu besichtigen sowie auf festgestellte Mängel hinzuweisen. 

 

§ 5 a Ausgleichsmaßnahmen  

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, sämtliche arten- und naturschutzfachlichen 

Ausgleichsmaßnahmen im Zusammenhang mit der Bauleitplanung und den daraus folgenden 

Bauvorhaben auf eigene Kosten durchzuführen und dauerhaft zu sichern sowie die Kosten für die 

Überwachung und Begleitung nach Abs. 2 abzulösen.  

Insbesondere verpflichtet er sich, folgende bereits feststehende vorlaufende Ersatzmaßnahme (CEF-
Maßnahme) durchzuführen: 
 
Als Ersatzhabitat für den Dunklen Wiesenknopf-Ameisenbläuling ist vorlaufend zum Eingriff in 
Baufläche B auf dem Flurstück 38 der Flur 16 sowie auf dem als Grünland genutzten Bereich 
des Flurstücks 232 der Flur 1 der Gemarkung Beuern eine Fläche von 3.882 m² zu entwickeln. 
Die Flächen sind einmalig mit einer Egge oder anderem geeigneten Gerät so zu bearbeiten, dass 
die Grasnarbe in gleichmäßigen Abständen von etwa 10 - 15 cm 2 - 3 cm tiefe Furchen aufweist. 
Danach ist eine Nachsaat mit einer blütenreichen Saatgutmischung mit auf 5 % erhöhtem Anteil 
an Sanguisorba officinalis durchzuführen. Nachfolgend ist jährlich auf der Fläche eine zweischürige 
Wiesenmahd durchzuführen, wobei der erste Schnitt im Zeitraum vom 1. bis 15. Juni 
und der zweite Schnitt ab dem 15. September erfolgt. Das Schnittgut ist abzufahren. 
Grundsätzlich sind auf den Ausgleichsflächen die Düngung, der Einsatz von Pestiziden und eine 
Veränderung der Bodenoberfläche unzulässig. Ebenso gilt auf den Flächen, dass zur Hauptblütezeit 
des Wiesenknopfes (Mitte Juni bis Mitte September) die Nutzung untersagt ist. 
Die Maßnahme ist durch ein fünfjähriges Monitoring zu begleiten, um deren Wirksamkeit zu 
belegen oder eventuell notwendige Anpassungen vorzunehmen. Ein jährlicher Monitoringbericht 
ist der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen. 
 
(2) Zur Ausführungsbegleitung und Überwachung der unter Abs. 1 genannten CEF-Maßnahme und 

ggfs. weiterer erforderlicher Maßnahmen nach Abs. 1 wird die Gemeinde die 

Landschaftspflegevereinigung Gießen e.V. oder ein anderes vergleichbar fachlich aufgestelltes Büro 

beauftragen. Die daraus entstehenden Kosten hat der Vorhabenträger gerechnet und aufgezinst auf 

eine Dauer von 30 Jahren spätestens 2 Wochen nach Rechnungstellung durch die Gemeinde 

abzulösen. Für Monitoring und Begleitung der bereits feststehenden CEF-Maßnahme (vgl. Abs. 1) 

bedeutet dies eine Ablösesumme für die externe Begleitung in Höhe von 10.000,- Euro. Die genaue 

Berechnung konnte vom Vorhabenträger eingesehen werden.    
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§ 6 Planungs- und Bauleistung 

(1) Die Planungsleistung der Ausführungsplanung der Erschließungsmaßnahme übernimmt die 

Ingenieurabteilung des Vorhabenträgers nach den Vorgaben des Ingenieurbüros Zick-Hessler GbR, Im 

Nordpark 1, 35435 Wettenberg, und entsprechend der Anlagen 5 und 6 dieses Vertrages. Der 

Vorhabenträger hat das Ingenieurbüro Zick-Hessler GbR für die Erstellung des Einleiteantrages sowie 

der Dimensionierung der erforderlichen Regenwasserrückhaltung auf eigene Kosten beauftragt. Die 

Gemeinde stimmt dieser Beauftragung zu.  

(2) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, Bauleistungen für die Erschließungsanlagen ordnungsgemäß 

und gemäß anerkannten Regeln der Technik sowie der vorabgestimmten Pläne (Anlage 5 und 6)  

ausführen zu lassen.  

(3) Die erforderlichen Vermessungsarbeiten werden bei einem öffentlich bestellten 

Vermessungsingenieur in Auftrag gegeben. 

 

§ 7 Verkehrssicherung  

Der Vorhabenträger übernimmt vom Beginn des Tages der Erschließungsarbeiten an im gesamten 

Erschließungsbereich die Verkehrssicherungspflicht.  

 

§ 8 Eigentum und Unterhaltung der Erschließungsanlagen im Vertragsgebiet 

(1) Das Eigentum sowie die Pflege-/Unterhaltungs- und Verkehrssicherungspflichten an sämtlichen 

Erschließungsanlagen im Vorhabengebiet verbleiben beim Vorhabenträger mit der Pflicht zur 

verbindlichen Weitergabe an zukünftige Grundstückseigentümer. Die Privatstraße im 

Vorhabengebiet ist unbeschadet der Verpflichtungen nach Satz 1 für den öffentlichen Verkehr 

zugänglich zu halten. Die Sicherstellung des Winterdiensts etc. im Bereich der privaten Straße obliegt 

dem Vorhabenträger. Dem Vorhabenträger ist es gestattet, mit Versorgungsträgern, die nicht die 

Gemeinde sind, von diesem § 8 abweichende Vereinbarungen zu treffen.  

(2) Die genauen Übergabepunkte (privat / öffentlich) der jeweiligen Erschließungsanlagen und die für 

den Anschluss an die jeweiligen öffentlichen Anlagen erforderlichen Einzelheiten ergeben sich aus 

den Anlagen 4 bis 6 und sind darüber hinaus mit den jeweils zuständigen Versorgungsträgern 

abzustimmen.  

 

§ 9 Sicherheitsleistungen  

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich vor Baubeginn, zur Sicherstellung aller Pflichten aus diesem 

Vertrag, insbesondere für die Erfüllung der Erschließungspflicht, Sicherheit durch Übergabe einer 

unbefristeten, selbstschuldnerischen Bürgschaft einer Bank oder Sparkasse zu leisten 

(Vertragserfüllungsbürgschaft). Die Bürgschaftshöhe entspricht den voraussichtlichen Baukosten für 

die gesamten Erschließungsmaßnahmen und -anlagen in Höhe von EUR 690.000 Mit den Bauarbeiten 

darf nicht begonnen werden, bevor die Bürgschaft übergeben ist. Im Falle der Zahlungsunfähigkeit 

des Erschließungsträgers ist die Gemeinde berechtigt, die Erschließungsmaßnahmen weiter 

durchführen zu lassen und noch offenstehende Forderungen Dritter gegen den Erschließungsträger 

für Leistungen aus diesem Vertrag aus der Bürgschaft zu befriedigen. 
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(2) Nach vollständiger Fertigstellung der Erschließungsanlagen wird die verbliebene 

Vertragserfüllungsbürgschaft freigegeben und im Original an den Erschließungsträger 

zurückgegeben. 

 

§ 10 Wirksamwerden des Vertrages  

Der Vertrag wird mit seiner Unterzeichnung wirksam.  

 

§ 11 Rücktrittsrecht des Vorhabenträgers  

Der Vorhabenträger ist berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten, wenn die Satzung über den 

Vorhaben- und Erschließungsplan (Anlage 2) nicht bis zum 31.12.2022 öffentlich bekannt gemacht 

geworden ist. Bereits bis dahin entstandene Kosten aus oder auf Grund dieses Vertrages hat der 

Vorhabenträger weiter zu tragen. Die Kostentragungspflicht nach § 4 dieses Vertrages bleibt bei 

einem Rücktritt unberührt. Schadensersatz- oder Rückabwicklungsansprüche gegen die Gemeinde 

sind ausgeschlossen (siehe § 12). 

 

§ 12 Haftungsausschluss 

(1) Die Gemeinde übernimmt keine Verpflichtung, auch keine privatrechtliche Garantie dafür, dass 

der vorhabenbezogene Bebauungsplan zustande kommt. Der Vorhabenträger trägt das Risiko, dass 

der Bebauungsplan nicht beschlossen oder gerichtlich außer Vollzug gesetzt oder für unwirksam 

erklärt wird. Schadensersatzansprüche des Vorhabenträgers gegen die Gemeinde sind 

ausgeschlossen. Ein Rückabwicklungsanspruch des Vorhabenträgers für bereits getätigte Zahlungen 

an die Gemeinde oder Dritte aufgrund dieses Vertrages besteht nicht.  

(2) Schadensersatzansprüche gegen die Gemeinde gleich aus welchem Rechtsgrund, die daraus 

resultieren, dass der Bebauungsplan oder eine Baugenehmigung auf Rechtsbehelfe von Dritten 

aufgehoben oder außer Vollzug gesetzt wird, sind ausgeschlossen.  

 

§ 13 Veräußerung der Grundstücke, Rechtsnachfolge 

(1) Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die in diesem Vertrag vereinbarten Pflichten und Bindungen 

seinem etwaigen Rechtsnachfolger mit Weitergabeverpflichtung weiterzugeben. Der heutige 

Vorhabenträger haftet der Gemeinde als Gesamtschuldner für die Erfüllung des Vertrages neben 

einem etwaigen Rechtsnachfolger, soweit die Gemeinde den heutigen Vertragspartner nicht 

ausdrücklich aus dieser Haftung entlässt.  

(2) Über die erforderliche Zustimmung (§ 12 Abs. 5 S. 1 BauGB) hat die Gemeinde auf Antrag des 

Vorhabenträgers zeitnah zu entscheiden und das Ergebnis dem Vorhabenträger unverzüglich 

mitzuteilen. 

 

§ 14 Schlussbestimmungen  

(1) Änderungen, Ergänzungen und Nebenabreden zu diesem Vertrag bedürfen der Schriftform. Dies 

gilt auch für eine Änderung dieser Bestimmung.  
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(2) Falls Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sind oder werden, berührt das die Gültigkeit der 

übrigen Bestimmungen nicht. Anstelle der unwirksamen Bestimmungen werden die Parteien das 

vereinbaren, was dem von den Parteien gewollten Zweck in gesetzlich zulässiger Weise am nächsten 

kommt. Entsprechendes gilt, falls dieser Vertrag Lücken aufweisen sollte.  

(3) Es gilt deutsches Recht.  

(4) Gerichtsstand ist Gießen.  

 

 

  

Buseck, den .....................................   ……………………………………………………………………….. 

    

Gemeinde:      Vorhabenträger:  

 

 

 

________________________________  ______________________________ 

Bürgermeister Michael Ranft  Dr.-Ing. Heinrich Wengerter,  

alleinvertretungsberechtigter Geschäftsführer 

 

 

 

 

________________________________ 

Erster Beigeordneter Alexander Zippel 

 

 

 

 


